Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 14 Ausgegeben Danzig, den 9. April 1930 
25 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe tz 


über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden. 
Vom 27. 3. 1930. 


81. 

Lebensmittel im Sinne des Geſetzes find alle Stoffe, einſchließlich Rohſtoffe, die dazu beſtimmt 
ſind, in unverändertem oder zubereitetem oder verarbeitetem Zuſtande von Menſchen gegeſſen oder 
getrunken zu werden, ſoweit ſie nicht überwiegend zur Beſeitigung, Linderung oder Verhütung von 
Krankheiten beſtimmt ſind. 8 

Den Lebensmitteln ſtehen gleich: Tabak, tabakhaltige und tabakähnliche Erzeugniſſe, die zum 
Rauchen, Kauen oder Schnupfen beſtimmt ſind. i 


8:2, 

Bedarfsgegenſtände im Sinne dieſes Geſetzes ſind ſolche Gegenſtände, die geeignet ſind, dem = 
menſchlichen Bedarf zu dienen und die bei ihrer beſtimmungsgemäßen oder vorauszuſehenden Verwen⸗ a 
dung die menſchliche Geſundheit ſchädigen können, insbeſondere: 5 

1. ©, Trink-, Kochgeſchirr und andere Gegenſtände, die dazu beitimmt find, bei der Ge— 4 
winnung, Herſtellung, Zubereitung, Abmeſſung, Auswägung, Verpackung, Aufbewahrung, N 1 
Beförderung oder dem Genuſſe von Lebensmitteln verwendet zu werden und dabei mit dieſen Tu 
in unmittelbare Berührung zu kommen, 22 

2. Mittel zur Reinigung, Pflege, Färbung oder Verſchönerung der Haut, des Haares, der a : 
Nägel und der Mundhöhle, insbejondere kosmetiſche Mittel, 

3. Bekleidungsgegenſtände, Spielwaren, Tapeten, Masken, Kerzen, künſtliche Pflanzen und 
Pflanzenteile, 

4. Petroleum, a 

5. Farben, ſoweit fie nicht zu den Lebensmitteln gehören. . 


8 8. 


Es iſt verboten, 5 a 
1. a) Lebensmittel für andere derart zu gewinnen, herzuſtellen, zuzubereiten, zu verpacken, auf- N 
zubewahren oder zu befördern, daß ihr Genuß die menſchliche Geſundheit zu ſchädigen ge— 5 
eignet iſt; IN 
b) Gegenſtände, deren Genuß die menſchliche Geſundheit zu ſchädigen geeignet iſt, als Lebens⸗ 
mittel anzubieten, zum Verkaufe vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt 
in den Verkehr zu bringen; 
2. a) Bedarfsgegenſtände der in § 2 bezeichneten Art ſo herzuſtellen, aufzubewahren oder zu 
verpacken, daß ſie bei beſtimmungsgemäßem oder vorauszuſehendem Gebrauche die menſch⸗ 
liche Geſundheit durch ihre Beſtandteile, Eigenſchaften oder Verunreinigungen, insbeſondere 
bakterieller Art, zu ſchädigen geeignet ſind; 
b) ſo hergeſtellte, aufbewahrte oder verpackte Bedarfsgegenſtände dieſer Art anzubieten, zum 
Verkaufe vorrätig zu halten, gewerblich zu gebrauchen, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt 
in den Verkehr zu bringen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 4. 1930.) 


iſt verboten, 
1. Zum Zwecke der Täufhung im Handel und Verkehr Lebensmittel und kosmetiſche Mittel 
nachzumachen oder zu verfälſchen; 
g 2. verdorbene, nachgemachte oder verfälſchte Lebensmittel und kosmetiſche Mittel ohne aus⸗ 
. reichende Kenntlichmachung anzubieten, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt in den Verkehr 


. zu bringen; auch bei Kenntlichmachung gilt das Verbot, ſoweit ſich dies aus den auf Grund 
. des § 6 Nr. 4 getroffenen Feſtſetzungen ergibt; 

. 3. Lebensmittel und kosmetiſche Mittel unter irreführender Bezeichnung, Angabe oder Auf- 
28 machung anzubieten, zum Verkaufe vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt 
3 in den Verkehr zu bringen. 

* g 8 5. 


1. Lebensmittel oder Bedarfsgegenſtände ſind insbeſondere dann als „geſundheitsſchädlich“ an- 
zuſehen, wenn ſie giftige Eigenſchaften beſitzen, Krankheitskeime für anſteckende Krankheiten 

f oder ſonſtige Beſtandteile enthalten, die eine ſchädliche Einwirkung auf die menſchliche Ge— 

. ſundheit ausüben können. 

2. Lebensmittel oder kosmetiſche Mittel ſind insbeſondere dann als „verdorben“ anzuſehen, 
wenn unter dem Einfluß natürlicher Faktoren, wie der Zeit, Temperatur, Feuchtigkeit, durch 
Licht, Mikroorganismen, unſachgemäßer Aufbewahrung oder Verunreinigung eine Anderung 

ihrer normalen oder urſprünglichen Zuſammenſetzung, der urſprünglichen oder normalen 
Eigenart oder des Nähr- oder Gebrauchswertes erfolgt iſt, die ſie zum Genuß oder Ge— 
brauch ungeeignet macht. 


3. Lebensmittel oder kosmetiſche Mittel ſind insbeſondere dann als „nachgemacht“ anzuſehen, 
wenn fie jo hergerichtet ſind, daß fie als ein anderes Erzeugnis erſcheinen, als fie in Wirk⸗ 
lichkeit ſind, und dadurch nur den Schein, aber nicht die tatſächliche Zuſammenſetzung, die 
wirkliche Eigenart oder den tatſächlichen Nähr- oder Gebrauchswert des richtigen Erzeugniſſes 
beſitzen. 

4. Lebensmittel und kosmetiſche Mittel find insbeſondere dann als „verfälſcht“ anzuſehen 
I. wenn mit ihnen eine Anderung vorgenommen iſt, die auf die tatſächliche Zuſammenſetzung, 

die wirkliche Eigenart oder den wirklichen Nähr- oder Gebrauchswert Einfluß hat, 

II. wenn eine Anderung erfolgt iſt, die darauf ausgeht, die tatſächliche Zuſammenſetzung, die 
wirkliche Eigenart oder den wirklichen Nähr- oder Gebrauchswert zu verheimlichen. 
Die Anderung kann insbeſondere darin beſtehen, 

a) daß den Lebensmitteln oder kosmetiſchen Mitteln irgendein Abtpir zugeſetzt worden iſt, 

* 5 der die Zuſammenſetzung, Eigenart oder den Nähr- oder Gebrauchswert verändert oder 

* auch die Zuſammenſetzung, den Wert oder die Eigenſchaft beeinflußt, auch wenn dieſer 

735 Zuſatz nicht geſundheitsſchädlich oder von nicht geringerem Nähr- oder Gebrauchswert fein 
ſollte, oder ihm im ganzen oder zu einem Teile irgendein Beſtandteil abgenommen worden 
iſt, der über die Zuſammenſetzung, die Eigenſchaft, oder den Nähr- oder Gebrauchswert 
entſcheidet; 

b) daß bei den Lebensmitteln oder kosmetiſchen Mitteln durch Miſchung, Färbung oder 
Pulveriſierung die Zuſammenſetzung, Eigenart oder der Nähr- oder Gebrauchswert ver⸗ 
heimlicht werden. 

Eine Ausnahme bildet in dieſer Beziehung eine ſolche äußere Art und Weiſe der 
Konſervierung eines Nahrungsmittels, bei der das Konſervierungsmittel vor Gebrauch 
dieſes Artikels beſeitigt werden muß, und zwar entweder mechaniſch oder durch Ein- 
weichung im Waſſer oder auf irgendeine andere Art und Weiſe, wobei die Art und 
Weiſe der Beſeitigung des Konſervierungsmittels auf der Verpackung des Nahrungs⸗ 
mittels durch Aufdruck angegeben ſein muß. 

5. Lebensmittel und kosmetiſche Mittel ſind insbeſondere dann als „falſch bezeichnet“ anzuſehen, 
wenn ſie in einer Weiſe in den Verkehr gebracht ſind, die den Käufern oder den Entgegen— 
nehmenden hinſichtlich des Orts, der Zeit und des Verfahrens der Erzeugung, der Zu— 
ſammenſetzung, der Eigenart, Beſchaffenheit oder des Nähr- oder Gebrauchswerts irre— 
führen kann, oder wenn ſie unter einem Namen in den Verkehr geſetzt werden, der einem 
anderen Erzeugniſſe zukommt, oder falls die auf den Verpackungen oder Etiketten befindlichen 


Bezeichnungen oder Aufſchriften hinſichtlich der Beſtandteile, der Eigenſchaften, der Beſchaffen⸗ 
heit oder des Werts in irgendeiner Beziehung falſch ſind oder irreführend ſein können. 

Lebensmittel und kosmetiſche Mittel fallen nicht unter den Begriff „falſch bezeichnet“, 
wenn die Bezeichnung für den betreffenden Gegenſtand allgemein im Gebrauch iſt und die Be- 
zeichnung ihm nicht zum Zwecke der Irreführung verliehen iſt. 


Ss 6. 
Der Senat kann 

1. zum Schutze der Geſundheit verbieten oder nur unter Beſchränkungen zulaſſen, daß 

a) Lebensmittel für andere auf beſtimmte Weiſe gewonnen, hergeſtellt, zubereitet, verpackt, 
aufbewahrt oder befördert werden, 

b) Lebensmittel von beſtimmter Beſchaffenheit angeboten, zum Verkaufe vorrätig gehalten, 
feilgehalten, verkauft oder ſonſt in den Verkehr gebracht werden, 

c) Bedarfsgegenſtände der in § 2 bezeichneten Art von beſtimmter Beſchaffenheit hergeſtellt, 
auf beſtimmte Art verpackt oder aufbewahrt, angeboten, zum Verkauf vorrätig gehalten, 
feilgehalten, verkauft oder ſonſt in den Verkehr gebracht werden, 

d) geſundheitsſchädliche Farben für beſtimmte Zwecke verwendet oder unter einer ihre ge⸗ 
ſundheitsſchädliche Beſchaffenheit verſchleiernden Bezeichnung, Angabe oder Aufmachung 
angeboten, zum Verkaufe vorrätig gehalten, feilgehalten, verkauft oder ſonſt in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden; 

2. verbieten oder nur unter Beſchränkungen zulaſſen, daß Gegenſtände oder Stoffe, die zur Nach⸗ 
machung oder Verfälſchung von Lebensmitteln beſtimmt ſind oder deren Verwendung bei 

der Gewinnung, Herſtellung, Konſervierung oder Zubereitung von Lebensmitteln unzu⸗ 
läſſig iſt, für dieſe Zwecke hergeſtellt, angeboten, feilgehalten, verkauft oder ſonſt in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden; 

3. vorschreiben, daß und wie auf den Packungen oder Behältniſſen, in denen Lebensmittel oder 
kosmetiſche Mittel in den Verkehr gebracht werden, oder auf den Lebensmitteln oder kos⸗ 
metiſchen Mitteln ſelbſt Angaben über denjenigen, der ſie in den Verkehr bringt, über die 
Zeit der Herſtellung ſowie über den Inhalt nach Art und Maß, Gewicht oder Anzahl oder 
einem anderen Maßſtab für den Gebrauchswert angebracht werden; 

4. Begriffsbeſtimmungen für die einzelnen Lebensmittel und kosmetiſchen Mittel aufſtellen und 
Grundſätze darüber feſtſetzen, unter welchen Vorausſetzungen Lebensmittel und kosmetiſche 
Mittel als verdorben, nachgemacht oder verfälſcht unter die Verbote des 8 4 fallen, ſowie 
welche Bezeichnungen, Angaben oder Aufmachungen als irreführend dieſen Verboten unter⸗ 
liegen; 

5. die Anwendung beſtimmter Bezeichnungen vorſchreiben; 

6. Vorſchriften über das Verfahren bei der zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Unter⸗ 
ſuchung von Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden erlaſſen; 

7. Beſtimmungen erlaſſen, denen die Fabriken und Verkaufsſtellen entſprechen müflen; 

8. Beſtimmungen erlaſſen, die ſich auf Erſatzartikel, Surrogate von Lebensmitteln und Nähr⸗ 
präparate beziehen. Der Senat kann insbeſondere die Herſtellung ſolcher Gegenſtände von 
einer ſtaatlichen Erlaubnis abhängig machen. 


8 7. 
Vor Erlaß von Verordnungen nach 8 6 ſind Sachverſtändige aus den Kreiſen der Erzeuger, der 
Händler, der Verbraucher und der Fachwiſſenſchaft hinzuzuziehen. 


8 8. 
Zur Ausübung der Aufſicht und Kontrolle der in dem Geſetz genannten Lebensmittel und Be⸗ 
darfsgegenſtände ſind die ſtaatlichen Unterſuchungsämter zuſtändig. 


8 9. 

Die mit der Überwachung des Verkehrs mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden beauftragten 
Beamten und Sachverſtändigen der Polizei und ſtaatlichen Unterſuchungsämter, bei Gefahr im Verzug 
auch die ſonſtigen Beamten der Polizei, ſind befugt, in die Räume, in denen 

1. Lebensmittel gewerbsmäßig oder für Mitglieder von Genoſſenſchaften oder ähnlichen Ver⸗ 
einigungen gewonnen, hergeſtellt, zubereitet, abgemeſſen, ausgewogen, verpackt, aufbewahrt, 
feilgehalten oder verkauft werden, 

2. Bedarfsgegenſtände zum Verkaufe vorrätig gehalten oder feilgehalten werden, 
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während der Arbeits- oder Geſchäftszeit einzutreten, dort Beſichtigungen vorzunehmen und gegen 
Empfangsbeſcheinigung Proben nach ihrer Auswahl zum Zwecke der Unterſuchung zu fordern oder zu 
entnehmen. Auf Verlangen iſt dem Beſitzer ein Teil der Probe amtlich verſchloſſen oder verſiegelt 
zurückzulaſſen. Für die entnommene Probe iſt Entſchädigung in Höhe des üblichen Kaufpreiſes zu 
leiſten. 

Soweit Erzeugniſſe vorwiegend zu anderen Zwecken als zum menſchlichen Genuß beſtimmt ſind, be— 
ſchränkt ſich die in Abſ. 1 Nr. 1 bezeichnete Befugnis auf die Räume, in denen dieſe Erzeugniſſe als 
Lebensmittel zum Verkaufe vorrätig gehalten oder feilgehalten werden. 

Die Befugnis zur Beſichtigung erſtreckt ſich auch auf die Einrichtungen und Geräte zur Beförderung 
von Lebensmitteln, die Befugnis zur Probeentnahme auch auf Lebensmittel und Bedarfsgegenſtände, 
die an öffentlichen Orten, insbeſondere auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen zum Ver— 
kaufe vorrätig gehalten, feilgehalten oder verkauft werden. 

Als Sachverſtändige (Abſ. 1) können auch die von den Berufsverkretungen und Berufsverbänden 
der Landwirtſchaft, der Induſtrie, des Handwerkes und des Handels zur Überwachung der Betriebe 
beſtellten techniſchen Berater berufen werden. 

Die Berufung der Sachverſtändigen erfolgt durch den Senat auf Vorſchlag der Polizeibehörden 
bezw. Berufsvertretungen und Berufsverbände. 


§ 10. 

Die in $ 9 Abſ. 1 bezeichneten Polizeibeamten und Sachverſtändigen ſind befugt, zum Schutze 
der Lebensmittel gegen Verunreinigung oder Übertragung von Krankheitserregern unaufſchiebbare An— 
ordnungen vorläufig zu treffen oder beanſtandete Lebensmittel vorläufig zu beſchlagnahmen. Sie ſind 
verpflichtet, den zuſtändigen Behörden die bezüglichen Anzeigen zu erſtatten. 

Die getroffenen Anordnungen ſind unverzüglich dem Beſitzer oder deſſen Vertreter zu Protokoll 
oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen und der Polizeibehörde mitzuteilen. Die Mitteilung einer 
Beſchlagnahme kann an den Beſitzer der beſchlagnahmten Gegenſtände oder deſſen Vertreter auch 
mündlich erfolgen. Die Polizeibehörde hat die getroffenen Anordnungen unverzüglich entweder durch 
polizeiliche Verfügung zu beſtätigen oder aufzuheben. 


N Leicht verderbliche Gegenſtände können nach der Beſchlagnahme inc die Polizeibehörde veräußert 
werden. 
STELL. 


Die Inhaber der im 8 9 bezeichneten Räume, Einrichtungen und Geräte und die von ihnen be— 
ſtellten Betriebs⸗ oder Geſchäftsleiter und Aufſeher ſowie die Händler, die an öffentlichen Orten, ins- 
beſondere auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen, Lebensmittel oder Bedarfsgegenſtände 
zum Verkaufe vorrätig halten, feilhalten oder verkaufen, ſind verpflichtet, die Beamten und Sachver— 
ſtändigen bei der Ausübung der im $ 9 bezeichneten Befugniſſe zu unterſtützen, insbeſondere ihnen 
auf Verlangen die Räume zu bezeichnen, die Gegenſtände zugänglich zu machen, verſchloſſene Behält— 
niſſe zu öffnen, angeforderte Proben auszuhändigen, die Entnahme von Proben zu ermöglichen und für 
die Aufnahme der Proben geeignete Gefäße oder Umhüllungen, ſoweit ſolche vorrätig ſind, gegen 
angemeſſene Entſchädigung zu überlaſſen. 

8 12. 

Die Beamten der Polizei und die beauftragten Sachverſtändigen ſind, vorbehaltlich der dienſtlichen 
Berichterſtattung und der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten verpflichtet, über die Tatſachen und Einrich— 
tungen, die durch die Ausübung der im 8 9 bezeichneten Befugniſſe zu ihrer Kenntnis kommen, Ver— 
ſchwiegenheit zu beobachten und ſich der Mitteilung und Verwertung von Geſchäfts- oder Betriebs— 
geheimniſſen zu enthalten, auch wenn ſie nicht mehr im Dienſte ſind. 

Die Sachverſtändigen ſind hierauf zu beeidigen. 


§ 13. 

Wer vorſätzlich einem der Verbote des $ 3 oder einer nach $ 6 Nr. 1 erlaſſenen Vorſchrift zu- 
widerhandelt, wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu 12000 Gulden oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Iſt durch die Tat eine ſchwere Körperverletzung oder der Tod eines Menſchen verurſacht worden, 
ſo tritt anſtelle des Gefängniſſes Zuchthaus bis zu 10 Jahren. Neben der Freiheitsſtrafe kann auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, neben Zuchthaus auch auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht er- 
kannt werden. 


It die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo tritt Gelditrafe bis zu 12000 Gulden und Ge— 
fängnis oder eine dieſer Strafen ein. 
8 4 
Wer vorſätzlich einem der Verbote des $ 4 oder einer nach § 6 Nr. 2, 3 oder 5 erlaſſenen Vor— 
ſchrift zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 6000 Gulden 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo tritt Geldſtrafe bis zu 300 Gulden oder Haft ein. 


$ 15. 


Wer vorſätzlich der in $ 6 Ziffer 4 genannten Verpflichtung oder den nach § 6 Ziffer 7 oder 8 
erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt, wird mit Haft und mit Geldſtrafe bis zu 500 Guben oder mit 
einer dieſer Strafen beitraft. 


Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig geſchehen, jo tritt Geldſtrafe bis zu 300 Gulden oder Haft ein. 


§ 16. 


In den Fällen des $ 13 iſt neben der Strafe auf Einziehung oder Vernichtung der Gegenſtände, 
auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht, zu erkennen, auch wenn die Gegenſtände dem Verurteilten 
nicht gehören. In den Fällen des $ 14 und 15 kann dies geſchehen. 

Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, jo kann auf die Einziehung oder Ber- 
nichtung der Gegenſtände ſelbſtändig erkannt werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen hierfür 
vorliegen. 

8 17. 

Ergibt ſich in den Fällen der $$ 13, 14 und 15, daß dem Täter die erforderliche Zuverläſſigkeit 
fehlt, ſo kann ihm das Gericht in dem Urteil die Führung eines Betriebes ganz oder teilweiſe unter— 
ſagen oder nur unter Bedingungen geſtatten, ſoweit er ſich auf die Herſtellung oder den Vertrieb von 
Lebensmitteln oder Bedarfsgegenſtänden erſtreckt. Vorläufig kann es eine ſolche Anordnung durch Be— 
ſchluß treffen. 

Die zuſtändige Verwaltungsbehörde kann die nach Abſ. 1 Satz 1 getroffene Anordnung aufheben, 
wenn ſeit Eintritt der Rechtskraft des Urteils mindeſtens drei Monate verfloſſen ſind. 

Wer der Unterſagung zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu 12000 
Gulden beſtraft. 

§ 18. 

In den Fällen der SS 13, 14 und 15 kann neben der Strafe angeordnet werden, daß die Ver— 
urteilung auf Koſten des Schuldigen öffentlich bekannt zu machen it. Auf Antrag des freigeſprochenen 
Angeklagten kann das Gericht anordnen, daß der Freiſpruch öffentlich bekannt zu machen iſt; die Staats- 
kaſſe trägt in dieſem Falle die Koſten, ſoweit ſie nicht dem Anzeigenden auferlegt worden ſind. (8 469 
der Strafprozeßordnung.) 

In der Anordnung iſt die Art der Bekanntmachung zu beſtimmen; ſie kann auch durch Anſchlag 
an oder in den Geſchäftsräumen des Verurteilten oder Freigeſprochenen erfolgen. 


§ 19. 
Wer der durch § 11 auferlegten Verpflichtung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 300 
Gulden oder mit Haft beſtraft. 
§ 20. 
Wer der durch $ 12 Abſ. 1 auferlegten Verpflichtung zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 12000 Gulden beſtraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Verletzten ein; die Zurücknahme des Antrages iſt zu— 
läſſig. 


Wer 
a) bei der Herſtellung, beim Verkauf, beim Inverkehrsſetzen oder bei der Aufbewahrung der für 
den Verkehr beſtimmten Lebensmittel und kosmetiſchen Mittel nicht die . Reinlichkeit 
beachtet, 
b) zu den in a) genannten Tätigkeiten Perſonen zuläßt, die mit ue oder Ekel er⸗ 
regenden Krankheiten behaftet ſind, 
wird mit Haft und mit einer Geldſtrafe bis zu 300 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


$ 21. 


8722, 

Im 8 15 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren Erſatz— 
mitteln vom 15. Juni 1897 (Reichsgeſetzbl. S. 475) und im § 27 Abſ. 1 des Weingeſetzes vom 7. April 
1909 (Reichsgeſetzbl. S. 393) treten anſtelle der Worte „bis zu drei Monaten“ die Worte „bis zu 
einem Jahre“. 

8 23. 


Wenn im Verfolg der behördlichen Unterſuchung von Lebensmitteln oder von Bedarfsgegenſtänden 
eine rechtskräftige ſtrafrechtliche Verurteilung eintritt, fallen dem Verurteilten die der Behörde durch 
die Beſchaffung und Unterſuchung der Proben erwachſenen Koſten zur Laſt. Sie ſind zugleich mit den 
Koſten des gerichtlichen Verfahrens feſtzuſetzen und einzuziehen. 


§ 24. 

Sind die techniſchen Unterlagen für eine Verurteilung durch eine öffentliche Anſtalt zur Unter- 
ſuchung von Lebensmitteln erbracht worden, ſo fallen die auf Grund dieſes Geſetzes auferlegten Geld— 
ſtrafen der Staatskaſſe zu. 

8 25. 

Der Senat kann die Unterſuchung beſtimmter Lebensmittel und Bedarfsgegenſtände bei der Ein- 
fuhr anordnen. 

§ 7 findet entſprechende Anwendung. 

§ 26. ; 

In den nach SS 6 und 25 zu erlaffenden Verordnungen dürfen an die aus dem Zoll-Ausland 
eingeführten Lebensmittel und Bedarfsgegenſtände keine geringeren Anforderungen geſtellt werden als 
an gleichartige inländiſche. b 

8 275 

Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkt treten das Geſetz betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genuß⸗ 
mitteln und Gebrauchsgegenſtänden vom 14. Mai 1879 (Reichsgeſetzbl. S. 145), die Verordnung gegen 
irreführende Bezeichnung von Nahrungs- und Genußmitteln vom 26. Juni 1916 eichsgeſetzbl. 
S. 588) außer Kraft. Die auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1879 erlaſſenen Verordnungen gelten 
weiterhin als Verordnungen auf Grund des 8 6 dieſes Geſetzes, ſoweit ſie nicht mit dieſem Geſetz in 
Widerſpruch ſtehen. 

Soweit in anderen Geſetzen oder Verordnungen auf die in Abſ. 2 Satz 1 bezeichneten Vorſchriften 
Bezug genommen iſt, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, die ſich auf einzelne Lebensmittel, Bedarfsgegenſtände und ihre 
Erſatzmittel ſowie auf die Verwendung geſundheitsſchädlicher Farben bei der Herſtellung von Nahrungs- 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden (Geſetz vom 5. 7. 1887, Reichsgeſetzbl. S. 277) be- 
ziehen, bleiben in Kraft. Der Senat kann dieſe Beſtimmungen mit Inkrafttreten der nach $ 6 zu er- 
laſſenden Verordnungen außer Kraft ſetzen. 


Danzig, den 27. März 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Jewelowski. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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